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So lassen die Datensätze der letzten
Jahre darauf schließen, daß die Vollzeit-
pflege nicht mehr pauschal als eine auf
Dauer angelegte Hilfeform für Heran-
wachsende ab dem Kleinkindalter be-
schrieben werden kann. Diese Entwick-
lung entspricht durchaus der Intention
des KJHGs, demzufolge die Vollzeit-
pflege als zeitlich befristete oder als
dauerhaft angelegte Erziehungshilfe ge-
dacht ist. Der quantitativ beachtenswer-
te Anteil der kurz- bis mittel-
fristigen Vollzeitpflegever-
hältnisse wird in der Fach-
diskussion ebensowenig
wahrgenommen wie die
Zunahme älterer Kinder bei
Beginn eines Pflegeverhält-
nisses. Daraus folgende konzeptionelle
Konsequenzen werden erst ansatzwei-
se diskutiert (vgl. Jordan 1996).

Unterbringungsdauer in der
Vollzeitpflege
Die Auswertung der KJHG-Statistik
zeigt, daß 1996 nur ein Viertel aller been-
deten Vollzeitpflegen 5 Jahre und länger
gewährt wurde und sich dieser Anteil in
den letzten 5 Jahren nicht wesentlich
verändert hat (vgl. Tab. 1). Gesunken
sind hingegen seit 1991 die Kurzzeitun-

terbringungen (kürzer als 1 Jahr) von
43% auf 32%. Die Folge ist ein beach-
tenswerter Anstieg der Pflegeverhältnis-
se mit einer 1- bis 5jährigen Dauer von
30% auf 41% in diesem Zeitraum, eine
Form der Vollzeitpflege – angesiedelt
zwischen Kurz- und Dauerpflege –, die
in der Fachdiskussion bislang nur we-
nig Beachtung findet und zumeist mit
einem vorzeitigen Abbruch des Pflege-
verhältnisses gleichgesetzt wird.

Daß es sich dabei jedoch nicht aus-
schließlich um abgebrochene Dauer-
pflegen oder um einen Wechsel zwi-
schen den zuständigen Jugendämtern
handelt, zeigt sich anhand einer Son-
derauswertung der Einzeldaten für
Nordrhein-Westfalen: In immerhin 33%
der Fälle ist dieser Auswertung zufolge
die Hilfe zur Erziehung »erfolgreich« ab-
geschlossen worden; in weiteren 36 %
handelt es sich um Formen eines Ab-
bruchs. Die verbleibenden Fälle sind in
Adoptionspflege übergegangen. In An-
betracht dieser Relationen stellt sich
die Frage, welche spezifischen kon-
zeptionellen Zielsetzungen für diese
Pflegeverhältnisse jenseits von Kurz-
zeit- und Dauerpflege vorzusehen sind.
Auf der Basis der Sonderauswertung
NRW können immerhin erste Erkennt-
nisse über die Art des Aufenthalts nach
der Beendigung der Hilfen gewonnen
werden (vgl. Tab. 2).

Die Daten lassen darauf schließen,
daß ein Teil der Pflegeverhältnisse
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Dauer ‘91 ‘93 ‘96 ‘91 ‘93 ‘96

0-1 J. 3.276 3.457 3.053 43,1 34,4 32,1

1-5 J. 2.270 3.552 3.920 29,9 35,3 41,2

>5 J. 2.057 3.042 2.533 27,1 30,3 26,6

Insg. 7.603 10.051 9.506 100,0 100,0 100,0

Tabelle 1: Dauer der Vollzeitpflege in einer
anderen Familie (Deutschland; ‘91, ‘93, ‘96)

Quelle: StaBu (1993, 1995, 1998), eig. Berech.

� Vollzeitpflege heißt nicht immer Dauerpflege
� Höheres Aufnahmealter von Pflegekindern
� Wandel der Vollzeitpflege erfordert klar
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Wenn in der Fachwelt von Vollzeitpflege gesprochen wird, so wird diese häufig mit
Dauerpflege in Verbindung gebracht. Unter dem Stichwort Bereitschafts- bzw. Über-
gangspflegestellen verhandelte Betreuungsformen haben demgegenüber eher den
Hauch des Ungewöhnlichen und z.T. auch Unerwünschten (vgl. z.B. Jordan 1996, S.
19). Neben der Unterstellung der dauerhaften Pflege trägt noch eine zweite Annahme
dazu bei, Pflegepersonen eine angemessene Unterstützung zu versagen: die Vorstellung,
in Pflegefamilien würden überwiegend pflege- und erziehungsleichte Säuglinge und
Kleinkinder betreut. Beide Einschätzungen müssen im Lichte der Kinder- und Jugend-
hilfestatistik relativiert werden.
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abs. in %

Familiale Verhältnisse1 219 39,2

Pflegefamilie 197 35,2

Heimerziehung 78 14,0

Wohngemeinschaften 16 2,9

Eigene Wohnung 49 8,8

Insgesamt 559 100,0

Tabelle 2: Aufenthalt nach beendeter Voll-
zeitpflege in einer Pflegefamilie mit einer
Dauer von 1 bis unter 5 J. (NRW; 1994)

1 Eltern, Elternteil mit Stiefelternteil bzw. Partner,
Alleinerziehende, Großeltern/Verwandte.

Quelle: Statistisches Landesamt NRW (1996),
Sonderauswertung der Einzeldatensätze

Was? Wer? Wie lange?

Seit 1995 werden in Deutschland mit Hilfe der amtlichen Statistik erstmalig nach Ein-
führung des KJHGs Fallzahlen zur Inobhutnahme aus dem familiären Umfeld nach § 42
sowie zur Herausnahme aus nicht-familiären Kontexten nach § 43 SGB VIII erfaßt (vgl.
Rauschenbach/Schilling 1997). Beide Formen der Kriseninterventionen werden in der
Teilstatistik zu den vorläufigen Schutzmaßnahmen zusammengefaßt. So gesehen, eröff-
nen die amtlichen Daten erste empirische Hinweise über die Durchführung von ein-
griffsorientierten Kriseninterventionen zum Schutz der Kinder und Jugendlichen inner-
halb und außerhalb der Familie, etwa zur Entwicklung der Maßnahmen, zum Alter der
Klienten sowie zur Dauer der Krisenintervention in der Kinder- und Jugendhilfe.
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Abb. 1: Altersverteilung begonnener Hil-
fen in Vollzeitpflege in einer Pflegefamilie
(Alte Länder; 1991; 1996; in %)

(35%) mit mittelfristiger Pflegedauer nur
»statistisch« beendet wird, die jungen
Menschen jedoch faktisch in der Pflege-
familie verbleiben, z.B. bei einer Adop-
tionspflege. Allerdings kehrt eine be-
achtliche Zahl von Pflegekindern (39%)
wieder in familiäre Verhältnisse zurück
(Eltern, Elternteil mit Stiefelternteil/Part-
ner, Alleinerziehende, Großeltern/Ver-
wandte). Hierbei handelt es sich über-
wiegend um Heranwachsende unter 18
Jahren, so daß die Vollzeitpflege für die-
se Gruppe einen vorübergehenden
Charakter annimmt. Dieser Befund si-
gnalisiert, daß sich hieraus besondere
Anforderungen an die Pflegepersonen
und Pflegekinder ergeben, die mit ei-
nem erneuten Wechsel der Familienbe-
züge und des Sozialisationsfeldes zwi-
schen Ablösungs- und Reintegrations-
problemen verbunden sind (vgl. Güthoff
1996; Kaiser 1995).

Das Alter von Pflegekindern
Als ein weiterer Hinweis auf veränderte
Anforderungen an die Vollzeitpflege

können die Verschiebungen der Al-
tersstruktur bei Beginn der Hilfe ange-
sehen werden. Die Entwicklung der Al-
tersverteilung bei Beginn der Vollzeit-
pflege in einer fremden Familie zeigt,
daß ein Rückgang im Säuglings- und
Kleinkindalter sowie eine leichte Zunah-
me bei älteren Kindern und Jugendli-
chen (6-15 Jahre) zu beobachten ist
(vgl. Abb. 1). Für die Aufgaben und Er-
wartungen an die Pflegepersonen be-
deutet ein höheres Alter bei der Aufnah-
me des Pflegekindes, daß die vorange-
gangenen, zumeist nicht unproblemati-
schen Sozialisationserfahrungen noch
sehr viel mehr berücksichtigt werden
müssen. So weist beispielsweise Jor-
dan darauf hin, daß die Behebung emo-
tionaler (psychischer) Entwicklungsstö-
rungen eine herausragende Anforde-
rung an die Pflegefamilie darstellt (vgl.
Jordan 1996, S. 19).

Unterschiedliche Anforderungs-
profile der Vollzeitpflege
Die Auswertung der Verweildauer sowie
der Altersverteilung von Kindern und Ju-
gendlichen dokumentiert zwar keinen
generellen Wandel der Vollzeitpflege.
Aber dennoch bietet die Analyse An-
haltspunkte, die darauf hinweisen, daß
die Pflegefamilien mit z.T. ganz unter-
schiedlichen Problemsituationen von
Kindern und Jugendlichen konfrontiert
werden und demnach – je nach Alter

des Pflegekindes und der Dauer des
Pflegeverhältnisses – in sehr unter-
schiedlicher Weise ihrer Aufgabe ge-
recht werden müssen. Vor diesem Hin-
tergrund entstanden in den letzten Jah-
ren zwar eine Reihe neuer Formen der
Familienpflege, wie etwa die Über-
gangs- und Bereitschaftspflege, die Er-
ziehungsstellen für Kinder und Jugend-
liche sowie verschiedene heilpädagogi-
sche Pflegestellen. Die aktuellen Befun-
de der KJHG-Statistik lassen jedoch ei-
nen weiteren Bedarf an fachlicher Un-
terstützung vermuten. Ältere Pflegekin-
der und ein zunehmender Anteil von
Pflegeverhältnissen mit mittelfristiger
Dauer, die vorzeitig beendet werden,
lassen die Frage nach einer ausreichen-
den Qualifizierung von Pflegeeltern in
einem neuen Licht erscheinen.

Angesichts der in diesem Beitrag nur
angedeuteten Veränderungen der Voll-
zeitpflege wird eine wesentliche Aufga-
be der Kinder- und Jugendhilfe in Zu-
kunft sein, ein differenzierteres Bild der
verschiedenen Formen der Vollzeitpfle-
ge zu erstellen, in dem die fachlichen
Anforderungen und Leistungen, aber
auch die unterschiedlichen Ansätze,
Formen und Möglichkeiten ausgewie-
sen sind, in der aber die Vollzeitpflege
dennoch als ein strukturiertes und lei-
stungsfähiges Angebot erkennbar
bleibt (vgl. Steege 1996, S. 123).

Nicole Janze

Maßnahmenanstieg bis 1996
1996 wurden in Deutschland insgesamt
28.052 vorläufige Schutzmaßnahmen
durchgeführt, davon 27.822 Inobhut-
nahmen nach § 42. Im Vergleich zu den
1996 insgesamt 63.516 beendeten Hil-
fen zur Erziehung (ohne institutionelle

Beratung) bedeutet das, daß knapp
halb so viele Schutzmaßnahmen been-
det wurden wie Hilfen zur Erziehung.

Zwischen 1995 und 1996 hat sich die
Zahl der Schutzmaßnahmen um fast
20% erhöht (vgl. Späth 1998). Diese
Steigerung ist jedoch auf eine anzuneh-
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mende Untererfassung bei der ersten
Erhebung zurückzuführen (vgl. Busch
1997), vermutlich aber auch Resultat ei-
ner vermehrten Anwendung der §§ 42
und 43 in der Jugendhilfepraxis. Dies
zumindest legt die KJHG-Statistik zu
den Ausgaben nahe. Für den Bereich
der Schutzmaßnahmen sind die Ausga-
ben zwischen 1995 und 1996 um knapp
14,5 Mio. DM (+13%) auf ca. 126 Mio.
DM gestiegen.

Je älter, desto mehr Mädchen
Vorrangig handelt es sich bei den
Schutzmaßnahmen in der Kinder- und
Jugendhilfe um Kriseninterventionen für
Jugendliche. Fast 60% der von Schutz-
maßnahmen betroffenen
jungen Menschen waren
1996 zwischen 14 und 18
Jahre alt; mehr als jede drit-
te durchgeführte Schutz-
maßnahme wurde bei Ju-
gendlichen zwischen 14
und 16 Jahren durchge-
führt (vgl. Abb. 1). Betrach-
tet man innerhalb der ein-
zelnen Altersgruppen das
Geschlecht der jeweiligen
jungen Menschen, so zeigt
sich, daß bis zum 12. Le-
bensjahr überwiegend
männliche Kinder in Obhut
genommen werden. In der Altersgruppe
der 12- bis 18jährigen hingegen sind in
erster Linie weibliche Jugendliche von
den Schutzmaßnahmen betroffen (vgl.
dazu auch BMFSFJ 1998).

Jede 4. Schutzmaßnahme dauert
länger als 2 Wochen
Die Schutzmaßnahmen in der Kinder-
und Jugendhilfe haben konzeptionell
den Charakter von vorläufigen, kurzfri-
stigen Kriseninterventionen (vgl. DIV
1997). Dies zeigt sich in der Statistik mit
Blick auf die Dauer der einzelnen Maß-
nahmen jedoch nur zum Teil. So dauert
knapp jede dritte Schutzmaßnahme in
der Bundesrepublik nicht länger als ei-
nen Tag, während etwa jede vierte Maß-
nahme einen Zeitraum von 14 Tagen
oder länger einnimmt (vgl. Tab. 1).

Vor allem die Kriseninterventionen
bei den jüngeren Jahrgängen haben
eine vergleichsweise lange Dauer. Rund
39% aller Schutzmaßnahmen für Klein-

kinder zwischen 0 und 3 Jahren dauern
länger als zwei Wochen. Mit zunehmen-
dem Alter der jungen Menschen redu-
ziert sich der Anteil der mehrwöchigen
Schutzmaßnahmen zwar, liegt aber im-
mer noch bei 25%, während die eintägi-
gen Maßnahmen in diesen Altersgrup-
pen höher liegen. Mögliche Gründe für
den beachtenswerten Anteil der minde-
stens zweiwöchigen Schutzmaßnah-
men werden statistisch nicht erfaßt. Es
ist jedoch davon auszugehen, daß in
diesen Fällen eine umgehende Klärung
des weiteren Vorgehens nicht möglich
ist, weil z.B. eine geeignete Anschluß-
maßnahme fehlt, sich das Verfahren ei-
ner möglichen Hilfegewährung zeitauf-

wendiger gestaltet (vgl. Busch 1997)
oder aber zunächst weitere Entwicklun-
gen zur Klärung der Krisensituation ab-
gewartet werden.

Auch wenn dies mögliche Erklärun-
gen sind, wäre unter fachlichen Ge-
sichtspunkten dennoch zu fragen, ob
der Anteil der über 14 Tage andauern-

Alter von … bis unter …
Dauer (in %)

<1 Tag >14 Tage

0 – 3 J. [n= 1.396] 17,5 38,9

3 – 6 J. [n= 1.402] 21,8 33,1

6 – 9 J. [n= 1.402] 20,7 33,2

9 – 12 J. [n= 2.240] 30,5 25,4

12 – 14 J. [n= 4.885] 36,2 19,8

14 – 16 J. [n=10.239] 32,4 26,1

16 – 18 J. [n= 6.488] 30,5 25,7

Insgesamt [N=28.052] 30,6 26,2

Tab. 1: Dauer der Schutzmaßnahmen
nach Altersgruppen (Deutschland; 1996)

Quelle: Statistisches Bundesamt (1998)
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den Maßnahmen nicht auch ein Indika-
tor dafür ist, daß die Entscheidung über
das Ende der Intervention zu lange hin-
ausgezögert wird und somit eine unnö-
tig schwierige und ungewisse Situation
für den jungen Menschen in der Krise
entsteht. In jedem Fall wäre aber eine
Erweiterung innerhalb der Statistik wün-
schenswert, um prüfen zu können, ob
die tatsächliche Dauer der Schutzmaß-
nahmen erheblich über den Zeitraum
von 14 Tagen hinausgeht..

Jens Pothmann
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Abbildung 1: Alters- und Geschlechterverteilung bei den
Schutzmaßnahmen (1996; Angaben in %; N= 28.052)
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Zwischen Straße und
Jugendhilfe – zum Aus-
maß der Pendelkarrieren
bei Straßen»kindern«
[jp] Generell fehlen in Deutschland ver-
läßliche Angaben über Kinder und Ju-
gendliche, die auf der Straße leben.
Viele Zahlen werden in der öffentlichen
Diskussion gehandelt, doch scheint
derzeit keine hieb- und stichfest zu
sein. Schätzungen schwanken zwi-
schen 50.000 (Diakonisches Werk),
40.000 (ISA 1996) und 1.500–2.500
(vgl. Seidel 1995).

Zwar ist auch die KJHG-Statistik
nicht in der Lage, Klarheit in dieses
Dunkel zu bringen. Dennoch enthält
die Statistik einige Hinweise auf das
Ausmaß der auf der Straße lebenden
jungen Menschen, die anschließend
Hilfen zur Erziehung erhalten. Hierzu
muß man die Angaben zur Herkunft
der Kinder und Jugendlichen aus den
Teilstatistiken zu den erzieherischen
Hilfen aufsummieren.

Das Leben eines Großteils dieser
Personengruppe wird zumindest pha-
senweise als »Pendelkarriere« charak-
terisiert (vgl. Permien/Zink (1998), bei
dem der Aufenthaltsort der jungen
Menschen häufig zwischen Familie,
Straße und Jugendhilfe wechselt. Der
Wechsel zwischen Familie und Straße
liegt in einer statistischen Grauzone,
da niemand genau sagen kann, wie
viele der pendelnden jungen Men-
schen sich gerade auf der Straße bzw.
in der Familie aufhalten.

Mit Blick auf die Schnittstelle zwi-
schen Straße und Jugendhilfe bietet
die KJHG-Statistik zumindest Anhalts-
punkte über die Häufigkeit der Inan-
spruchnahme von Aufgaben und Lei-
stungen der Jugendhilfe durch junge
Menschen ohne vorherige feste Unter-
kunft. So gibt die Statistik darüber Aus-
kunft, wie viele Hilfen zur Erziehung
von jungen Menschen in Anspruch ge-
nommen werden, die vor der Hilfege-
währung keine feste Unterkunft hatten
(vgl. Tab. 1).

Insgesamt werden dabei in knapp
3.500 Fällen junge Menschen – in er-

Wer bezahlt die Kinder-
und Jugendhilfe?
[ms] Die Teilstatistik »öffentliche Aus-
gaben und Einnahmen der Kinder- und
Jugendhilfe« der KJHG-Statistik weist
den gesamten Aufwand der öffentli-
chen Hand für die Kinder- und Jugend-
hilfe nach. Die Erhebung ist allerdings
so konzipiert, daß der Aufwand der je-
weiligen Gebietskörperschaft, die dir-
ket die Leistung an den Letztempfän-
ger zahlt, erfaßt wird. Dies bedeutet,
daß Zuweisungen, Umlagen, Erstattun-
gen, Darlehen und durchlaufende Gel-
der nicht erfaßt werden. Somit weist die
KJHG-Statistik z.B. für das Jahr 1995
nach, daß 81% der Kosten bei den
Kommunen, 18% bei den Ländern bzw.
Stadtstaaten und 1% beim Bund ent-
standen sind. Diese Angaben dürfen
allerdings nicht dahingehend mißver-
standen werden, daß auch 81% dieser
Kosten alleine von den kommunalen
Haushalten getragen werden müssen.
Erst die Auswertung der Rechnungser-
gebnisse des öffentlichen Gesamt-
haushalts (Finanzstatistik) gibt darüber
Aufschluß, wer letzten Endes wieviel öf-
fentliche Gelder für die Kinder- und Ju-
gendhilfe in einem Haushaltsjahr auf-
wendet.

Beim Vergleich der beiden Statisti-
ken ist zu berücksichtigen, daß die in
der Finanzstatistik ausgewiesenen rei-
nen Gesamtausgaben nicht exakt mit
den Angaben der KJHG-Statistik über-
einstimmen. Dies hängt damit zusam-
men, daß bei der KJHG-Statistik einige
Haushaltspositionen an anderer Stelle
berücksichtigt werden, wie z.B. die
Ausgaben für die Jugendhilfeverwal-
tung. Zusätzlich ist aber auch aus eini-
gen Bundesländern bekannt, daß die
Umsetzung der bundesweit gültigen
Haushaltssystematik noch nicht end-
gültig angepaßt wurde, was bei den
maschinellen Meldungen der Rechen-
zentren zur Finanzstatistik zu Fehlzu-
ordnungen führt.

Trotz dieser Unterschiede können
die Ergebnisse zumindest tendenziell
aufzeigen, in welchem Maße sich die
staatlichen Ebenen an den Kosten der

Kinder- und Jugendhilfe beteiligen. So-
mit wird ein anderes Bild erkennbar, als
dies die KJHG-Statistik vermittelt.

Die Finanzstatistik weist nach, daß
die reinen Ausgaben für die Kinder-
und Jugendhilfe – im Unterschied zur
KJHG-Statistik zu 61% von den Ge-
meinden, zu 35% von den Ländern und
zu 1% vom Bund getragen werden (vgl.
Tab. 1). Betrachtet man darüber hinaus
die reinen Ausgaben in den alten und
neuen Bundesländern und vernachläs-

sigt die Ausgaben des Bundes und der
Stadtstaaten (diese können nicht ein-
deutig zu den alten und neuen Ländern
zugeordnet werden), so zeigen die Er-
gebnisse deutliche Unterschiede. Be-
teiligte sich die Landesebene in den al-
ten Ländern mit knapp 27% an den Ko-
sten für die Kinder- und Jugendhilfe,
waren es in den neuen Bundesländern
fast 36%. Erkennbar wird, daß die Kin-
der- und Jugendhilfe in den neuen Län-
dern eine stärkere Unterstützung durch
die Landesebene erfährt. Als Ergebnis
des Vergleichs kann festgehalten wer-
den, daß die Kostenlast der Kinder-
und Jugendhilfe nicht nur auf den
Schultern der Kommunen liegt, son-
dern zu einem nicht unerheblichen Teil
von der Landes- und Bundesebene
getragen wird. �

Staatliche
Ebenen

Insgesamt
davon: ohne Ausga-
ben des Bundes und
der Stadtstaaten

D-West D-Ost

in Mio. DM

Bund 1.200 –.– –.–

Länder 11.056 5.492 2.453

Gemeinden 19.102 14.668 4.434

Insgesamt 31.358 20.160 6.887

in Prozent

Bund 3,8 –,– –,–

Länder 35,3 27,2 35,6

Gemeinden 60,9 72,8 64,4

Insgesamt 100,0 100,0 100,0

Tabelle 1: Reine Ausgaben für die Kinder-
und Jugendhilfe nach staatlichen Ebenen
(1995; in Millionen DM)

Quelle: StaBu: Fachserie 14 »Finanzen und Steu-
ern«, Reihe 3.1 Rechnungsergebnisse des öffent-
lichen Gesamthaushalts 1995, Stuttgart 1998
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ster Linie Jugendliche – betreut. Da es
prinzipiell möglich ist, daß ein junger
Mensch innerhalb eines Jahres zeitlich
versetzt oder parallel verschiedene
Formen der Hilfen zur Erziehung in An-
spruch nehmen kann, handelt es sich
hier nicht um Personen, sondern um
die Anzahl der Hilfeleistungen.

Neben den Hilfen zur Erziehung
werden junge Menschen ohne eine fe-
ste Unterkunft aber auch im Rahmen
der Erhebung zur Inobhutnahme und
Herausnahme erfaßt. Insgesamt wur-
den 1996 1.400 Maßnahmen dieser Art
für Kinder und Jugendliche, die keine
feste Unterkunft hatten, durchgeführt
(vgl. Tab. 1). Vor allem in dieser Stati-
stik ist die Wahrscheinlichkeit groß, daß
die Heranwachsenden innerhalb eines
Jahres mehrfach erfaßt werden.

Zusammengefaßt heißt das, daß
1996 in mehr als 4.800 Fällen junge

Menschen ohne eine feste Unterkunft
mit Eingriffen und Leistungen der Ju-
gendhilfe in Berührung kamen. Die tat-
sächliche Zahl der jungen Menschen
ohne eine feste Unterkunft dürfte je-
doch über diesen Angaben liegen, da
davon auszugehen ist, daß nicht alle
auf der Straße lebenden Kinder und
Jugendliche von der Jugendhilfe er-
reicht werden.

�

Art der Maßnahme/Leistung Anzahl

Vorläufige Schutzmaßnahmen 1.401

davon:

Institutionelle Beratung 1.893

Betreuung einzel. junger Menschen 344

Erziehung in einer Tagesgruppe 3

Vollzeitpflege in anderer Familie 64

Heimerziehung/sonst. betr. Wohnf. 1.039

ISE 84

Tabelle 1: Junge Menschen ohne feste
Unterkunft vor der Durchführung einer
Hilfe zur Erziehung bzw. einer vorläufigen
Schutzmaßnahme (Deutschland; 1996)

Quelle: StaBu Reihen 6.1.1, 6.1.2, 6.1.3 (1998);
eigene Berechnungen

Mit dem Projekt KOMDat-Jugenhilfe eröff-
nen sich Chancen, die in der amtlichen
Jugendhilfestatistik angelegten vielfälti-
gen Informationen zum Jugendhilfege-
schehen und dessen Veränderungsdyna-
mik einer breiten Fachöffentlichkeit zu-
mindest exemplarisch immer wieder zu
erschließen und dadurch eine intensivere
Nutzung dieses bislang sicherlich ver-
nachlässigten Datenmaterials anzure-
gen. Das kann im Ergebnis nicht nur
manche interessante Erkenntnis bringen,
sondern es kann vor allem auch dazu bei-
tragen, (fach-)öffentliche Diskurse, bei-
spielsweise um die Inanspruchnahme-,
Struktur- und Kostenentwicklungen in den
Aufgabenfeldern der Jugendhilfe auch im
(kommunal-)politischen Raum zu fundie-
ren und damit zu versachlichen.

Der Beitrag »Kostenexplosion in der
Kinder- und Jugendhilfe?« in Heft Nr. 1
scheint mir ein gutes Beispiel gerade für
diese letztere Zielrichtung zu sein. In ihm
wird knapp und überzeugend gezeigt,
daß das (Vor-) Urteil von einer übermäßi-
gen Kostenexplosion im Bereich der Ju-
gendhilfe angesichts der Faktenlage
nicht haltbar ist; hier im Sinne der ge-
nannten Funktion also wichtige Hinweise
zur Versachlichung der Diskussion gege-
ben werden. Andererseits ist gerade die-
ser Beitrag aber auch ein anschaulicher
Beleg dafür, wie vielschichtig die in den
Daten »schlummernden« Interpretations-
möglichkeiten sind. Durchaus kontrovers
läßt sich nämlich die inhaltliche Bewer-
tung zur Entwicklungsdynamik der Aus-
gaben für ambulante versus stationäre
Hilfen diskutieren, die dort in die Ein-
schätzung mündet, die Daten zeigten
auch die gelingende Umsetzung der In-
tentionen des KJHG hinsichtlich der Stär-
kung familienorientierter und lebens-
weltorientierter Jugendhilfeleistungen.

Diese Sachaussage ist natürlich zu-
nächst insofern nicht ganz falsch, als (vgl.
Tab. 3 in Heft 1) im Zeitraum 1992 bis
1996 die Aufwendungen für die ambulan-
ten und die teilstationären Hilfen in
Deutschland um jeweils gut 100% stie-
gen, die für stationäre Hilfen dagegen nur
um 26%. Dennoch scheint mir die fachli-
che Interpretation einigermaßen »wohl-
wollend« im Sinne einer vermeintlich inno-
vativen Jugendhilfeentwicklung. Die auf
den ersten Blick gravierend deutlicheren
Zuwächse bei den ambulanten und den

teilstationären Hilfen fallen ja vor allem
deshalb so hoch aus, weil die Ausgangs-
größen im Jahr 1992 so niedrig waren
(nämlich nur 4,5% bzw. 3,8% an allen
Ausgaben für HzE)! Die Daten in der Ta-
belle 3 lassen sich aber hinsichtlich der
Gewichtungen und Tendenzen auch
ganz anders lesen, und dann stellt sich
möglicherweise doch eher eine gewisse
Ernüchterung zum Verhältnis von Innova-
tion und Beharrungsvermögen traditio-
neller Strukturen ein:
� 1996 betrug der Anteil der Ausgaben

für stationäre Hilfen an den Gesamt-
ausgaben der HzE immer noch 87,2%;
dies ist gegenüber 91,7% kein sehr er-
mutigender Hinweis auf dynamische
Veränderungen (Verschiebung binnen
4 Jahren: 4,5%!);

� während für ambulante/teilstationäre
Hilfen im Jahr 1996 ca. 430 Mio. DM
mehr aufgewendet wurden als im Jahr
1992, wurden für stationäre Hilfen im
Jahr 1996 ca. 1.210 Mio. DM mehr aus-
gegeben; also hier eine dreifach höhe-
re Zuwachsrate; anders formuliert:

� von dem Mehraufwand für Hilfen zur
Erziehung im Jahr 1996 gegenüber
1992 in Höhe von ca. 1.640 Mio. DM
entfielen 74% auf den stationären Be-
reich.

Wenngleich hinter diesen Aufwandsent-
wicklungen wegen der typischerweise
sehr unterschiedlichen Einzelfallkosten
der Hilfearten natürlich noch einmal
quantitativ andere Verschiebungen bei
den Fallzahlen stehen, so wird doch deut-
lich, daß es wohl erheblich stärkerer An-
strengungen als bisher bedarf, wenn das
Feld der Hilfen zur Erziehung tatsächlich
entsprechend der Intentionen des KJHG
ausdifferenziert und damit auch einer le-
bensweltorientierten Jugendhilfe nach-
drücklicher der Weg geebnet werden soll.

Über diese fachliche Einschätzung
hinaus mögen diese Anmerkungen Bei-
spiel für manche interessante und durch-
aus unterschiedliche Interpretationsmög-
lichkeiten der Jugendhilfestatistik im Kon-
text der Diskussionen um die Entwicklun-
gen in der Jugendhilfe sein. Ich würde mir
wünschen, daß KomDat – Jugendhilfe
dazu weiter (und auf Dauer) anregen
wird.
Dr. Ulrich Bürger, Landeswohlfahrtsver-
band Württemberg-Hohenzollern,
Stuttgart

Diskussionsforum

Zum Beitrag  »Kostenexplosion in der Kinder- und
Jugendhilfe?« (Heft 1)
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